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Niedersächsisches Kultusministerium

Referat 23
Schiffgraben 12

30159 Hannover


	Eingangsvermerk


Antrag auf Gewährung einer Zuwendung nach der Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen im Rahmen des Konjunkturpakets II
- Förderschwerpunkt Schulinfrastruktur; Medienausstattung -
	 FORMCHECKBOX 

	Antrag für öffentliche Schulen 

	 FORMCHECKBOX 

	Antrag für Schulen in freier Trägerschaft

	 FORMCHECKBOX 

	Antrag für kommunale Medienzentren


I. Antragsteller
	Amtlicher Gemeindeschlüssel: 
(nicht für Schulen in freier Trägerschaft)
	     

	Schulträger/Träger eines kommunalen
Medienzentrums:

	     

	Straße/Hausnummer:

	      /     

	PLZ/Ort:

	      /      

	Ansprechpartner:

(Name/Organisationseinheit) 
	      /      

	Telefon/Fax:

	      /      

	E-Mail:

	     


II. Investitionsvolumen und beantragte Zuwendung

Das Investitionsvolumen beträgt       Euro.

Beantragt wird eine Zuwendung nach Maßgabe des Zukunftsinvestitionsgesetzes (ZuInvG), der Verwaltungsvereinbarung zwischen Bund und Ländern und der o. g. Richtlinie
	in Höhe von insgesamt: 
	     
	Euro. 


Es werden für     einzelne Maßnahmen „Anlagen zu II“ beigefügt.
Die Mittel sollen voraussichtlich wie folgt abgerufen werden *):
	Jahr


	2009
	2010
	2011
	Gesamt

	Euro

	     
	     
	     
	     


*) Die Mittel sollen mindestens zur Hälfte im Jahr 2009 abgerufen werden.
III. Erklärungen des Antragstellers

	· Zuwendungsfähige Ausgaben entstehen nur für Maßnahmen nach Nrn. 2.1.1 und/oder 2.1.2 i. V. m. Nr. 5.2 der Richtlinie.

	· Die Voraussetzungen für den Förderzeitraum liegen vor (Nr. 4.1 der Richtlinie)

	· Soweit zutreffend: Die Voraussetzungen nach Nr. 4.2 der Richtlinie (Medienkonzept) liegen vor.

	· Sofern der Antragsteller Schulträger für Grundschulen und Schulen der Sekundarbereiche I und/oder II ist, werden von der Zuwendung mindestens 35 v.H. für Grundschulen aufgewendet (Nr. 2.1.1 in Verbindung mit Nr. 5.3.1 der Richtlinie)

	· Die beantragte Zuwendung wird nicht zur Finanzierung eines Investitionsvorhabens eingesetzt, dessen Gesamtfinanzierung bereits durch einen beschlossenen und in Kraft getretenen Haushaltsplan der kommunalen Körperschaft bzw. durch einen Wirtschaftsplan o. Ä. eines sonstigen Zuwendungsempfängers gesichert ist (Zusätzlichkeit, Nr. 6.1 der Richtlinie).

	· Eine längerfristige Nutzung ist auch unter Berücksichtigung der absehbaren demografischen Veränderungen vorgesehen (Nachhaltigkeit, Nr. 6.1 der Richtlinie).

	· Die Maßnahmen werden nicht gleichzeitig nach anderen Gesetzen und Verwaltungsvereinbarungen als Anteilfinanzierung nach Artikel 104b des Grundgesetzes und nach dem bis 31.08.2006 gültigen Artikel 104a Abs. 4 des Grundgesetzes oder nach Artikel 91a und nach Artikel 91b des Grundgesetzes oder mit KfW-Darlehensprogramme mit Ausnahme der KfW-Programme „Investitionsoffensive Infrastruktur“ gefördert (Doppelförderungsverbot, Nr. 6.2 der Richtlinie).

	· Bei der Planung und Durchführung des Investitionsvorhabens werden die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit, und Sparsamkeit nach den Bestimmungen der Niedersächsischen Landeshaushaltsordnung (LHO) berücksichtigt (Nr. 6.1 der Richtlinie).

	· Die Gesamtfinanzierung ist gesichert und es werden mindestens 10 v. H. Eigenmittel -auch bei zusätzlicher Förderung Dritter- eingesetzt.

	· Ich erkläre mich bereit, Berichtspflichten gegenüber dem Bund gemäß der Verwaltungsvereinbarung zur Durchführung des Gesetzes zur Umsetzung von Zukunftsinvestitionen der Kommunen und Länder nach gesonderter Aufforderung zu erfüllen.

	· Eine Berechtigung zum Vorsteuerabzug 
 FORMCHECKBOX 
  besteht

 FORMCHECKBOX 
  besteht nicht.

Dieses wurde bei den Anträgen berücksichtigt.

	· Die in diesem Antrag und den beigefügten Anlagen gemachten Angaben sind vollständig und richtig.


	Ort:
      
Datum: 
     

	Rechtsverbindliche Unterschrift des Antragstellers








